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„Rheinmetall entwaffnen“-
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rheinmetallentwaffnen.noblogs.org

Gerechtigkeit in Nahost? 05.09.
19.00 Uhr an der Christian-Alb-
rechts-Universität Kiel, CAP3, Hör-
saal 2, Christian-Albrechts-Platz 3
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Rüstung in Kiel

Kriegstüchtig in Kiel - das ist Selbstmord
Sichere Arbeitsplätze gibt es nur ohne Rüstungsindustrie
Nicht erst seit der sogenannten Zeitenwende spürt man in 
Kiel die Aktivitäten von NATO, Marine und zivilen Einrichtun-
gen, sich „kriegstüchtig“ zu machen.
Schulen, Gewerkschaften, die arbeitenden Menschen - nicht 
nur in den Rüstungsbetrieben -, sollen auf einen Krieg einge-
stimmt werden. Die Mobilisierung gegen den äußeren Feind, 
gemeint ist Russland -  Pistorius (SPD) warnt Deutschland vor 
„einem Krieg mit Russland in fünf bis acht Jahren“- ist verbun-
den mit der Mobilisierung gegen den inneren Feind, gemeint 
sind Kriegsgegner, die Friedensbewegung in unserem Land, die 
als „Vaterlandsverräter“ und wahlweise als „Putinversteher“ 
verunglimpft werden.
Pistorius Parteigenosse Klingbeil findet, dass der Frieden nun-
mehr gegen Russland zu gestalten sei und nicht mehr mit Russ-
land“ und Friedenspolitik bedeutet für ihn „auch militärische 
Gewalt als legitimes Mittel der Politik zu sehen“.
Und damit „kein Kind, das heute in Deutschland geboren wird, 
jemals Krieg in unserem Land erleben muss“ (Scholz am 6.8.24), 
beschließt er, US-Raketen in Deutschland zu stationieren, die 
weit bis ins Russische Territorium reichen. Das ist mehr als 
eine Provokation!

In Kiel hat man seine Erfahrungen:
1871 wird Kiel zum Reichskriegshafen ernannt. Die Zahl der 
Marineeinrichtungen, Werften und Arbeiter steigt in der Folge-
zeit, die Stadt wächst schnell.
Die Werften erhielten Aufträge, ein Flotte zu bauen, die es mit 
Englands Seemacht aufnehmen kann.
Schon damals erwartete man hohe Gewinne in den Rüstungs-
betrieben in Kiel. Rüstungsaufträge sind nicht nur deshalb luk-
rativ, weil die staatlichen Auftraggeber aus dem vollen Steuer-
säckel schöpfen, sie bezahlen auf unsere Kosten auch, wenn 
sich der Auftragnehmer verkalkuliert hat. Damals wurden viele 
Arbeitskräfte gebraucht, um Schiffe, U-Boote, Maschinen oder 
Torpedos herzustellen, weil die Automatisierung noch nicht so 
fortgeschritten war und auch noch keine globale Arbeitstei-
lung stattfand. Zehntausende waren auf den Werften und in 
den Rüstungsbetrieben auf beiden Seiten der Förde im Einsatz.
Marinestadt Kiel war ein kriegswichtiges Ziel im 2. Weltkrieg. 
Am östlichen Ufer der Förde konzentrierte sich die Schiffbau-
industrie, die Großwerften Germania, Deutsche Werke und 
Howaldt, auf denen Kriegsschiffe gebaut wurden. Am West-
ufer wurden  Lokomotiven, Waggons und Apparate gefertigt, 
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etwa Kreiselkompasse für U-Boote und der 
Kanal als Verbindung zum Weltmeer hatte und 
hat eine hohe strategische Bedeutung. Und am 
Rand des Fabriken- und Werftengürtels wohn-
ten (viele auch heute noch) Tausende Arbeiter 
der Rüstungsindustrie.

Und heute?
Durch Kiel rollen auf dem Ostring Panzer und 
schweres Gerät zum Ostuferhafen. Dort wer-
den sie über die Ostsee an die Außengrenzen 
des NATO-Gebietes an der russischen Grenze 
postiert.
Auf dem NOK werden Fahrzeuge für eine 
NATO Übung unter US-Army-Führung in Po-
len nach Danzig verschifft.
In den Kieler Werften und Waffenschmieden 
sind die Auftragsbücher voll: für Bundeswehr 
und Marine, aber auch für kriegführende Län-
der wie Israel.
Arbeitsplätze schaffen mit noch mehr Waffen?
In Schleswig-Holstein arbeiten in 30 Rüstungs-
betrieben 7400 Beschäftigte mit nachgeord-
neten Bereichen 12.000. Im Verhältnis zu ins-
gesamt 1,04 Mio sozialversicherungspflichtigen 
Beschäftigten im Land insgesamt wenig.
In Kiel sind von 11400 Industriearbeitsplätzen 
5200 in der Rüstungssparte tätig.
Somit fällt ein Großteil der Industriearbeits-
plätze der Rüstungsbranche zu. Dazu gehören 
jedoch auch prekäre Leiharbeits-, Werkver-
tragstätigkeiten oder deutlich schlechter be-
zahlte Jobs in der Zulieferung. Eins ist jedoch 
sicher: mit unserem Interesse an Frieden und 
Sicherheit hat diese Branche nichts zu tun.
Zukunftsorientierte, also am Leben orientier-
te Jobs schafft man, wenn z.B. in einer Univer-
sitätsstadt Studenten, arbeitende Menschen 
gemeinsam an effizienter Technologie, gesun-
der und umweltverträglicher Landwirtschaft, 
- Mobilität, Meeres- und Klimaschutz forschen 
und arbeiten. Arbeit also, die der Mehrheit der 
Menschen dient und nicht dem Profit weniger. 

Dies wird im Kapitalismus ein schwieriger Pro-
zess werden, da die Profitmargen in der Rüs-
tungsindustrie überdurchschnittlich hoch sind, 
dennoch bleibt die Rüstungskonversion ein 
notwendiges Ziel.
Klar ist, sichere Arbeitsplätze gibt es nur ohne 
Rüstungsindustrie in Kiel. Im Falle eines Krieges 
ist Kiel mit TKMS, Rheinmetall, etc. auch heute 
wieder eines der ersten Ziele, die aus rein stra-
tegischen Gründen bombardiert werden, wie 
im zweiten Weltkrieg. Mehr Sicherheit heißt 
daher Abrüstung in Kiel zu betreiben!
Wer ist verantwortlich?
78% Rendite aus Rheinmetallaktien, während 
andere börsennotierte Unternehmen zur Zeit 
eher Verluste einfahren. Die Regierung hat in 
diesem Jahr Rüstungsexporte für  11,71Mrd. € 
genehmigt.
Knapp 90% entfallen auf Staaten in der EU und 
der NATO, sowie der Ukraine.
100 Mrd. für die Aufrüstung der Bundeswehr 
und ein Etat von 51,8 Mrd. € im Bundeshaushalt
Das alles fehlt bei der Lösung anderer wichti-
ger Aufgaben, die sich auch die Regierung ge-
stellt hat:
Energiewende (da ist bisher eher gekleckert 
statt geklotzt worden) und euer Geld (Steuer-
einnahmen) in kurzsichtige Projekte gesteckt 
worden, wie Frackinggas-Terminals oder E-
Auto-Förderung, Wasserstoff-Pilot-Projekte 
für die noch die grüne Energie fehlt, um ausrei-
chend Wasserstoff für die Industrie und damit  
zur Sicherung der Arbeitsplätze dort herzustel-
len.
Ganz zu schweigen von Bildungs- und Sozial-
förderung.
Kurzum: Wir sind nicht einverstanden mit der 
deutschen Kriegspolitik und dem Verschleu-
dern unser Gelder für die Gewinne von Rüs-
tungskonzernen und Militarismus. Die deutsche 
Regierung nimmt die Gefahr eines dritten gro-
ßen Kriegs auf unsere Kosten in Kauf. Wir stel-
len uns entschlossen dagegen.

Rüstung in Kiel
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Besuch für die Kriegsindustrie
Antimilatrismus praktisch

Mehrere hundert Antimilitaristen sind vom 
3. bis zum 8. September in Kiel auf das Ak-
tionscamp von Rheinmetall entwaffnen zu-
sammen gekommen. Es ist das vierte Camp 
des Bündnisses seit 2018. Unter dem Motto 
„Kiel entwaffnen – Kriegsindustrie versen-
ken“ diskutieren Antimilitaristen, Kriegsgeg-
ner und Friedensfreunde ein Gegenpro-
gramm zum Kriegsalltag in der BRD.
Wir als DKP freuen uns sehr, dass Rheinme-
tall entwaffnen zu Besuch in Kiel ist, denn 
der Kieler Kriegsstandort hat mehr als Kri-
tik verdient.
Warum in Kiel?
Kiel ist eines der Zentren der deutschen 
Rüstungsindustrie. Neben ThyssenKrupp 
Marine Systems, Weltmarktführer für nicht 
nuklear betriebene U-Boote, sind dort 
Rheinmetall, German Naval Yards, Thales 
und Hensoldt ansässig – neben vielen weite-
ren. Dazu kommen Dual-Use-Produzenten 
und Zulieferer. Ein großer Teil der Indus-
triearbeitsplätze Kiels hängt an der Rüs-
tungsindustrie. Gleichzeitig ist Kiel Bundes-
wehrstandort und spielt eine Rolle bei den 
Kriegsvorbereitungen in der Ostsee und 
bei Waffenlieferungen ins Baltikum. Genug 

Gründe also, den Kriegskonzernen hier auf 
die Pelle zu rücken.
Gemeinsamkeiten in den Vordergrund stel-
len
Trotz aller inhaltlichen und weltanschau-
lichen Unterschiede hat sich das Bündnis 
auf gemeinsame Forderungen geeinigt. Alle 
Bündnispartner treten ein gegen die deut-
sche Kriegsindustrie, gegen die deutsche Be-
teiligung an Kriegen und Waffenlieferungen. 
Allen ist klar: Unsere Gegner sind nicht die 
Bevölkerungen anderer Länder, und nicht 
die Beschäftigten der Rüstungskonzerne.
Was passiert während des Camps?
Das inhaltliche Programm ist vielfältig: Vom 
Völkermord in Gaza, dem Krieg in der Uk-
raine über Debatten zur Rüstungskonver-
sion bis hin zu Berichten internationaler 
Aktivisten, die Waffentransporte praktisch 
blockieren. Wenn du auch Interesse an dem 
Camp oder an zukünftige Aktionen hast, 
dann schau einfach einmal im Wertpark 
vorbei, nehme Kontakt zur DKP auf oder 
informiere dich auf der dazu eingerichteten 
Website des Camps:

rheinmetallentwaffnen.noblogs.org

Camp und Aktion
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DKP: Wofür steht die SDAJ?
SDAJ: Wir, die SDAJ, setzen uns für die Interes-
sen der arbeitenden und lernenden Jugend ein. 
Einen besonderen Fokus legen wir auf die Arbeit 
in Gewerkschaft, Schule und Betrieb, denn dort 
werden die Klassengegensätze am deutlichsten 
sichtbar und wir haben die Möglichkeit bessere 
Bedingungen von SchülerInnen und ArbeiterIn-
nen zu erkämpfen. Ein weiterer wichtiger Punkt 
unserer Arbeit ist das Organisieren und Beteili-
gen an antimilitaristischen Bündnissen, Aktionen 
und Diskussionen.

DKP: Warum ist Antimilitarismus ein wichtiger 
Bestandteil eurer Arbeit
SDAJ: Frieden herrscht erst, wenn überhaupt 
keine Kriegsgefahr mehr vorhanden ist, wenn 
Angriffe gegen andere Länder unterbunden sind, 
Jugendliche nicht in Kriegsdienste gezwungen 
werden und Rüstungsausgaben der Vergangen-
heit angehören. Ein Leben in Frieden bedeutet, 
sich frei und ohne Gefahr von Repressionen 
und Gewalt für die eigenen Rechte und Interes-
sen einzusetzen. Es bedeutet für uns auch, dass 
von deutschem Boden nie wieder Krieg ausge-
hen darf.
In Kriegen geht es nie um die Interessen der 
ArbeiterInnen, stattdessen sollen gerade wir als 
lernende und arbeitende Jugend als Kanonenfut-
ter verheizt werden. Das kapitalistische System 
befindet sich mal wieder in einer tiefen Krise. 
Die NATO-Staaten, insbesondere Deutschland, 
haben spätestens seit dem Ausbrechen des 
Krieges in der Ukraine, Militär- und Rüstungs-
projekte in schwindelerregender Schnelligkeit 
und Höhe auf den Plan gerufen. So soll nicht 
nur die Bundeswehr sondern vor allem auch die 
Gesellschaft kriegstüchtig werden. Die Bundes-
wehr sucht händeringend und mit einem rie-
sigen Aufgebot an Jugendoffizieren verzweifelt 
nach Kanonenfutter. Da kommt eine von der 
Politik beschworene Wehrpflicht wie gerufen.

DKP: Was habt ihr im Rahmen von RME geplant?
SDAJ: Wir beteiligen uns schon länger im Rah-
men der bundesweiten- aber auch der lokalen 

Vernetzung Rheinmetall entwaffnen. So konnten 
wir als Bündnis zur Kieler Woche den Bundes-
wehr Werbestand blockieren. Auch an der Pla-
nung und Organisation des anstehenden Camps 
waren wir beteiligt, zum Beispiel haben wir Fly-
er und Plakate verteilt, werden als KielerInnen 
beim Auf- und Abbau helfen sowie Veranstaltun-
gen betreuen. Wir werden uns weiter sowohl 
am Aktionstag, wie an der Demo am Samstag 
den 7.9. beteiligen. Besonders spannend könnte 
dabei die Podiumsdiskussion, am Samstag im
Anschluss an die Demo, zum Thema Repressio-
nen gegen antimilitaristische linke Bewegungen 
sein.

DKP: Was unternehmt ihr sonst noch gegen den 
deutschen Kriegskurs
SDAJ: Seit ein paar Monaten haben wir eine neue 
Kampagne: “Eure Kriege – Ohne uns!”.
Darin richten wir uns explizit gegen Hochrüs-
tung und Waffenlieferungen, Militarisierung der 
Gesellschaft, die Kriegspolitik der Bundesregie-
rung und den Demokratieabbau!
Wir erleben immer mehr Bundeswehr im öf-
fentlichen Raum, an Schulen, Hochschulen und
Arbeitsagenturen wo sie fleißig Heranwachsen-
de, mit vermeintlich lukrativen Angeboten, zum 
Sterben an der Waffe ködern. Die allgemeine 
Perspektivlosigkeit der Jugend schafft einen gu-
ten Nährboden, für den nicht so normalen Ar-
beitgeber Bundeswehr. Im Jahr 2023 lag die Zahl 
der neuen Rekruten die zur Zeit der Einstellung 
minderjährig waren bei 10,6%, 2022 waren es 
9,4%. Nicht nur durch eine erhörte Präsenz in 
Schulen oder Jobmessen sondern auch durch 
gezieltes Marketing und Werbung werden
immer mehr (sehr) junge Menschen angespro-
chen.
Wir sagen explizit: Bundeswehr raus aus allen 
öffentlichen Räumen und Einrichtungen!
Im Rahmen unserer Kampagne wollen wir in 
eben diesen Räumen vor allem ein Gegenan-
gebot bieten und mit SchülerInnen, Azubis und 
ArbeiterInnen ins Gespräch kommen und uns 
vernetzten.

Jugend in Aktion
Interview mit der SDAJ Kiel

Antimilitarismus | Interview
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Gemeinsam kämpfen oder getrennt untergehen?

Die USA und ihre Verbündeten kennen 
gegenwärtig nur ein Ziel: Rund um Russ-
land und die Volksrepublik China einen 
Waffenring einschließlich Atombomben 
legen. Am 10. Juli hatten die Vertreter von 
USA und BRD am Rande des NATO-
Gipfels in Washington mitgeteilt, dass ab 
2026 in der Bundesrepublik neue US-
Waffen stationiert werden sollen. Dar-
unter sollen auch „Tomahawk“-Marsch-
flugkörper sein, die Atomsprengköpfe 
transportieren können. Zugleich wird 
die „Modernisierung“ der in Deutsch-
land lagernden US-Atombomben voran-
getrieben. In Wirklichkeit geht es um die 
Ersetzung der bisherigen durch „smar-
te“ Atombomben. Am 18. Juli zeigte sich 
Kriegsminister Boris Pistorius (SPD) bei 
einem Besuch auf dem Luftwaffenstütz-

punkt Büchel zufrieden, dass der Stand-
ort „in nie dagewesener Geschwindig-
keit“ für die neuen Trägerflugzeuge vom 
Typ F-35 „fit“ gemacht werde – in der 
Hälfte der vorgesehenen Zeit.

Kurz vor den Jahrestagen der US-Atom-
bombenabwürfe auf Hiroshima und Na-
gasaki am 6. und 9. August 1945 bekann-
ten sich außerdem Japan und die USA 
in einer gemeinsamen Erklärung erst-
mals zur „erweiterten Abschreckung“. 
„Welt.de“ erläuterte: „Dieser Begriff be-
schreibt die Verpflichtung der USA, ihre 
Atomstreitkräfte zur Abschreckung von 
Angriffen auf Verbündete einzusetzen.“ 
Zugleich verabredeten sie die Einrich-
tung eines gemeinsamen militärischen 
Hauptquartiers in Japan.

Militarisierung International
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Am Montag und Dienstag folgten die 
nächsten Schritte zur Einkreisung. In To-
kio trafen sich zunächst die Außenminis-
ter der sogenannten Quad-Staaten – Ja-
pans, Australiens, Indiens und der USA. 
Beschlossen wurde, die maritime Koope-
ration zu stärken, Satellitendaten auszu-
tauschen und auf dem Feld der Cyber-Se-
curity intensiver zusammenzuarbeiten. An 
gemeinsame Hauptquartiere ist im Fall 
des BRICS-Staates Indiens zwar nicht zu 
denken, über eine US-Kommandozentra-
le in Australien wird aber bereits speku-
liert. In Japan, Australien und Indien üben 
in diesem Jahr Einheiten der deutschen 
Luftwaffe und der Marine.

Am Montagabend landete Pistorius auf 
Hawaii zum Besuch von rund 450 Sol-
daten der deutschen Fregatte „Baden-
Württemberg“ und des Einsatzgruppen-
versorgers „Frankfurt am Main“, die an 
der multinationalen US-Marineübung 
„Rimpac 24“ teilnehmen. Am selben Tag 
trafen sich US-Außenminister Antony 
Blinken und US-Verteidigungsminister 
Lloyd Austin mit dem philippinischen Prä-
sidenten Ferdinand Marcos junior in Ma-
nila, um das Bündnis gegen China zu be-
kräftigen. Pistorius wird ebenfalls auf den 
Philippinen sowie in Südkorea erwartet. 
Erst am Samstag hatte der chinesische 
Außenminister Wang Yi die Philippinen 
vor einer dauerhaften Stationierung von 

US-Mittelstreckenraketen gewarnt.

In der BRD hat eine Debatte um die Sta-
tionierung neuer US-Raketen nicht statt-
gefunden. Immerhin meldeten sich am 
Samstag Unterstützer des SPD-Frakti-
onsvorsitzenden Rolf Mützenich zu Wort, 
der vor den Gefahren der Raketensta-
tionierung gewarnt hatte – und dafür in 
der „Berliner Morgenpost“ als „ewiger 
Ostermarschierer“ abqualifiziert wur-
de. Die Unterzeichner einer Erklärung 
des Erhard-Eppler-Kreises – darunter 
der frühere SPD-Vorsitzende Norbert 
Walter-Borjans sowie die früheren Bun-
destagsabgeordneten Gernot Erler und 
Ernst Ulrich von Weizsäcker – schreiben, 
es gehe „um nicht weniger als um die Fra-
ge, ob unser dicht besiedeltes Land zum 
Ziel eines atomaren Erstschlags werden 
könnte“. Walter-Borjans und Co. sehen 
einen Grund für die bislang ausbleibende 
parteiinterne Debatte darin, dass Kritiker 
der Stationierung als „Träumer diskredi-
tiert“ würden, die eine „Knechtschaft Pu-
tins in Kauf nehmen“. Dabei erlebe man 
„tagtäglich nicht nur an der sozialdemo-
kratischen Parteibasis, wie vielen Rolf 
Mützenich aus der Seele spricht“. Dass 
der SPD-Führung, besonders wenn sie in 
Regierungsverantwortung ist, ihre eigene 
Basis ziemlich egal ist, lässt sich seit Au-
gust 1914 zahlreich belegen.

Militarisierung International
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Kiel

www.dkpkiel.de

info@dkpkiel.de

@dkp_kiel

Wer wir sind und was wir wollen!
1968 konstituierte sich die DKP nach dem 
Verbot der KPD. Kernaussage ihres Pro-
gramms: Der Kapitalismus, in dem die gro-
ßen Konzerne und Großbanken alles ent-
scheiden, in dem nur der Profit bestimmt, 
richtet letztlich die Menschheit zugrunde. 
Dieses System produziert Kriege, Umwelt-
katastrophen, Armut, Arbeitslosigkeit, sozia-
le Unsicherheit und Lebensängste. Statt alle 
Menschen zu ernähren, was möglich wäre, 
wachsen Armut, Hunger, Elend und Krank-
heiten. Das ist nur zu stoppen, wenn die 
Macht der Konzerne zurückgedrängt und 
schließlich beseitigt wird.
Das wäre dann Sozialismus. Der Weg dahin 
wird aber lang sein. Und die Mehrheit der 
Menschen muss ihn gehen wollen, gemein-
sam erkämpfen, aktiv tragen und gestalten. 
Das alles klingt kühn, wir halten es aber für 
möglich. Daher unser Optimismus. Aber vor-
her, heute also, gilt es Widerstand zu leisten 
gegen Sozialabbau, Arbeitsplatzvernichtung, 
Privatisierung, Krieg, Aufrüstung, Abbau der 
demokratischen Rechte, gegen Rechts und 
die stärker werdenden Nazis. Da sind wir 

Kommunistinnen und Kommunisten aktiv 
dabei und verlässliche Partner.
Du bist auch der Meinung, dass der Sozialab-
bau und die Kriegstreiberei so nicht weiter-
gehen kann? Der Rechtsruck in der Gesell-
schaft macht dir ebenfalls Sorgen?
Melde dich bei uns und bleib auf dem laufen-
den, was in Kiel gegen Sozialabbau, Faschis-
ten und Kriegstreiber auf die Beine gestellt 
wird.

Ausblick

Was kannst du tun?
jedenfalls nicht abwarten und Tee trinken, denn es geht um dein Leben, deine 
Zukunft

•	 Aufruf unterschreiben: gewerkschaften-gegen-aufruestung.de

•	 3. Oktober in Berlin: nie-wieder-krieg.org/nein-zu-krieg-und-hochruestung 		

Bus ab Kiel ZOB 7 Uhr, über Neumünster 7:30 Uhr; organisiert von der 

DFG/VK

•	 Komm zum Gedenken an die Novemberrevolution:  Eichhoffriedhof 10.11.2024 

um 10:30 Uhr, Haupteingang


